
M a g i s t r a t Bremerhaven, 04.08.2023 
Organisationseinheit 50 
 
 
 
A m t   11 
 
 
 

Antrag zum Stellenplan 2024/2025 
 
Amt / Amtsstelle / Betrieb/ Referat 50 
(Organisationsnummer und Bezeichnung) 

Abteilung/Sachgebiet 50/1 

Planstelle/Stelle Nr.  

Bewertung bisher                              

Funktionsbezeichnung bisher Sachbearbeiter:in Poststelle 

 

 
 X Neuschaffung Stellen-Soll 1,0 

  Streichung anerkannter Bedarf - Soll  

  Umwandlung kw-Vermerk/e  

  Höherbewertung ku-Vermerk/e   

  Abwertung (ku nach BesG/EG  ) 

  Ausweisung 

  Übertragung 

  Redaktionelle Korrektur 

 
Bewertung neu  
 
Funktionsbezeichnung neu  Sachbearbeiter:in Poststelle 
 
Befristung bis   
 
 
 
 
Auswirkung auf den Personalhaushalt (wird von Amt 11 ausgefüllt): 
 
Ausgaben/Einsparung pro Jahr:  
haushaltsneutral, weil:  
 
 
Finanzierung: 
 
Kommunal:  durch Dritte: x 
 
 
Wenn Finanzierung durch Dritte: 
 
Finanzierungsträger:  Land Bremen  
Finanzierungsanteil:  
verbleibender kommunaler Anteil:  
Einnahme-Haushaltsstelle:  
 



Begründung: 
Im Abschnitt Wohngeld kam es aufgrund der Wohngeldreform zu einer erheblichen 
Fallzahlsteigerung und Erhöhung des Personalbestandes im Bereich der Sachbearbei-
tung. Der Abschnitt arbeitet derzeit noch mit Papierakten und strebt die Einführung der 
digitalen Akte ab Januar 2024 an. Dies führt zu geänderten Arbeitsabläufen und not-
wendigen Scantätigkeiten.  
 
Um die qualifizierten Sachbearbeiter nicht mit dieser Tätigkeit zu belasten, entsteht zu-
sätzlicher Personalbedarf in der Poststelle des Sozialamtes. Kostenerstattung der Per-
sonal- und Arbeitsplatzkosten wird beim Land Bremen für Tätigkeiten im Zusammen-
hang mit dem Wohngeldgesetz geltend gemacht.  
 
 
 
 
 
Stellenbeschreibung (soweit erforderlich:             siehe Anlage) 
 
Pflichtaufgabe:  Nein  Ja - Rechtsgrundlage:  
 
 
 
 
Parpart 
 
Fachausschuss: Beschluss vom  (wird von Amt 11 ausgefüllt) 
 
 
M a g i s t r a t befürwortet abgelehnt Beratung im Personal- zurückgestellt 
11 und Organisations- (s. Protokoll) 
 ausschuss erforderlich 
Empfehlung der Verwaltung nach der 
Beratung mit dem Gesamtpersonalrat 
 
Beschluss des Personal- und 
Organisationsausschusses 


